
Volkswirtschaftsdirektor 
Ernst Stocker (SVP) will da-
für sorgen, dass die Anliegen 
des Kantons zur Kenntnis ge-
nommen werden – sei es im 
Fluglärmstreit mit Deutsch-
land oder im Kampf um den 
Brüttener Tunnel in Bern. 

Zürich – 100 Tage im Amt: Frisch 
gebackene Regierungs- oder Stadträ-
te benutzen diesen Termin gerne, um 
sich in Szene zu setzen – als witzige, 
rhetorisch brillante oder beschlagene 
Politiker. Anders Volkswirtschaftsdi-
rektor Ernst Stocker (SVP), vor drei 
Monaten noch Landwirt und Gemein-
depräsident in Wädenswil. Sein gestri-
ger Medienauftritt, der erste grössere, 
blieb nüchtern, trocken und spröde. 
Alles andere wäre nach Stockers Auf-
tritten im Wahlkampf allerdings eine 
Überraschung gewesen. 

Stocker ist definitiv kein Showman.
Medienwirksam ausschlachten mochte 
er nicht einmal das, was perfekt in sein 
bodenständiges Image passen würde: 
Seine gelegentlichen Einsätze daheim 
im Stall als Kühe melkender Regie-
rungsrat. Hätte ihn die Radiojourna-
listin nicht darauf angesprochen, wäre 
auch dieser Farbtupfer aus dem Pri-
vatleben unerwähnt geblieben. «Wis-
sen sie, Kühe beruhigen», erklärte er 
schmunzelnd ins Mikrofon, als die Me-
dienkonferenz vorbei war.

Den offiziellen Teil der 100-Tage-
Bilanz bestritt Stocker so, wie es 
unterdessen etliche Regierungsmit-
glieder tun: Sie verlesen – frei von 
rhetorischen Ambitionen – einen 
hochdeutsch abgefassten Redetext in 
Mundart. Stocker streifte in seinem 
Text und in der anschliessenden Fra-
gerunde folgende Themen:
K Wirtschaftsstandort: Die Pflege und 
Förderung des Wirtschaftsstandortes 
gehöre zu den wichtigsten Schwer-
punkten seiner Arbeit, sagte Stocker. 
Dabei erwähnte er, dass die Funktion 
der Standortorganisation Greater Zu-
rich Area derzeit neu definiert und ein 
entsprechender Kreditantrag an den 
Kantonsrat Ende Jahr vorliegen soll.

K Veloförderung: Das von Vorgän-
gerin Rita Fuhrer aufgegleiste Pro-
gramm soll bald dem Kantonsrat vor-
gelegt werden. «Es ist mir wichtig, 
dem Programm eine Mehrheit im Rat 
zu sichern», sagte Stocker, dessen Par-

tei nichts wissen will vom Veloanwalt, 
der Teil des Programms sein soll. 
K Strassen: Er werde sich für alle 
wichtigen Vorhaben beim Bund ein-
setzen, sagte Stocker. Er nannte unter 
anderem den Ausbau der Nordumfah-

rung, die Glatttalautobahn, den Aus-
bau der A1 in Winterthur, die A4 zwi-
schen Winterthur und Andelfingen so-
wie die Aufnahme der Oberlandauto-
bahn ins Nationalstrassennetz. 
K Bahn: Unvermindert setzt Stocker 
auf den Brüttener Tunnel zwischen 
Zürich und Winterthur. Dies im Ein-
klang mit seiner Vorgängerin, der Re-
gierung und der Mehrheit im Kan-
tonsrat. «Wir haben Signale aus Bern, 
die besagen, dass der Brüttener Tun-
nel wichtig ist», sagte er. Allerdings 
fehlte der Tunnel in der Präsentation 
des Bundes zu Bahn 2030 vom letzten 
März. An dessen Stelle favorisierte 
der Bund den oberirdischen Ausbau 
der bestehenden Bahnlinie zwischen 
Zürich und Winterthur, das also, was 
auch die VCS-Initiative «Schienen für 
Zürich» verlangt, die im September zur 
Abstimmung kommt. Stocker nannte 
die Initiative einen «Schnellschuss». 
Präzise Angaben darüber, ob das Zür-
cher Lobbying für den Tunnel in Bern 
fruchtet, konnte er nicht machen. «Ich 
bin zuversichtlich, dass wir den Tunnel 
erhalten», sagte er. Mit den SBB sei er 
ständig im Gespräch. Weiter erwähnte 
Stocker unter anderem die Ausbauten 
der 4. Teilergänzung S-Bahn, die er 
vorantreiben will. 
K Flughafen: Im Fluglärmstreit mit 
Deutschland macht Stocker wie seine 
Vorgängerin auf Optimismus. «Wir 
haben Deutschland einen Vorschlag 
gemacht und warten nun auf eine Ant-
wort, die sich offenbar verzögert», sag-
te er und lobte die guten Kontakte 
zum nördlichen Nachbarn. Gleichzei-
tig betonte er, dass die Luftfahrtpolitik 
Bundessache ist, die Entscheidungs-
träger also in Bern sitzen. Bei diesen 
wolle er soweit als möglich Einfluss 
nehmen. Als Basis für eine Lösung 
mit Deutschland sieht Stocker die 
von beiden Ländern bestellte Lärm-
analyse, die besagt, dass Deutschland 
fast keinen Fluglärm hat, die Schweiz 
hingegen die Hauptlast trägt. «Es ist 
wichtig, dass der Kanton seine Anlie-
gen laut und deutlich vorträgt und sich 
Gehör verschafft», ergänzte Stocker 
mit Blick auf die Verhandlungspartner 
in Bern und Deutschland.
 l�THOMAS SCHRANER

«Der Kanton muss sich Gehör verschaffen»
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ernst Stocker spricht von ermutigenden Signalen für den Brüttener tunnel. Bil�d: key

Zürich/chur – Der Wahlspruch von 
Bischof Vitus Huonder lautet «Alles 
in Christus erneuern». Dies greift Wal-
ter Inderbitzin (Arth-Goldau) von der 
«Biberbrugger Konferenz» auf: «Von 
unserem Bischof würde ich gerne hö-
ren, was er aufbauen will und wie er 
die Kirche in seiner Diözese in die Zu-
kunft führen will.»

Inderbitzin, Sprecher des Zusam-
menschlusses der staatskirchlichen 
Organisationen aus dem Bistum Chur, 
kritisiert insbesondere die fehlende 

Zusammenarbeit. 
«Ich habe immer ge-
hofft, nicht nur zu 
Feierlichkeiten in 
der Kathedrale von 
Chur willkommen 
zu sein.» Gespräche 
zwischen Vertretern 
der Staatskirche und 

dem Bischof habe es zwar gegeben. 
Diese seien aber kein Dialog gewesen, 
«vielmehr handelte sich mehr um eine 
Anhörung». Die engagierten Laien 
würden gar nicht ernst genommen.

Vitus Schmid (Bild), Pfarrer von 
Wald und Dekan des Zürcher Ober-
landes, teilt diese Meinung. Und er 
fordert den Bischof inzwischen gar 
offen zum Rücktritt auf. Vitus Huon-
der möge doch «fähigeren Leuten den 
Weg frei machen». Für Schmid steht 
fest: Es herrschten Unruhe und Strei-
tigkeiten, weil «ein unfähiger Bischof 

auf zweifelhafte Weise auf diesen Bi-
schofsstuhl gesetzt wurde und weil die 
kirchliche Ämtermafia nun mit seiner 
Hilfe die erzkonservative Linie Haas-
Huonder-Grichting zu verwirklichen 
sucht», hält der Oberländer Dekan 
in einer Stellungnahme zuhanden der 
Katholischen Internationalen Presse-
agentur (Kipa) fest.

Ein Richtungskonflikt
Der Konflikt im Bistum Chur schwelt 
seit Längerem. Bereits bei der Ernen-
nung von Marian Eleganti zum neuen 
Weihbischof hatten sich die Vertreter 
der Landeskirche übergangen gefühlt. 
Insbesondere die Zürcher Kirche sah 
sich vom konservativen ehemaligen 

Abt von St. Otmarsberg (Uznach) 
nicht vertreten.

Vor den Sommerferien wurde über 
Medienberichte publik, dass Bischof 
Vitus Huonder in Rom vorstellig ge-
worden sein soll, um den ebenfalls als 
konservativ bekannten Martin Grich-
ting (siehe Box) als zweiten Weihbi-
schof einzusetzen. 

Die Zürcher Dekane hielten damals 
in einem Schreiben an den Bischof 
fest, dass «für ein fruchtbares Arbei-
ten in der Seelsorge an diesem Platz 
eine integrierende, versöhnliche und 
seelsorgerlich versierte Persönlichkeit 
nötig ist». Eine solche Rolle trauen sie 
Grichting nicht zu.

Bischof Vitus Huonder bestätigte 
nun in seinem dreiseitigen Brief vom 
vergangenen Wochenende, entspre-
chende «Vorgespräche» geführt zu 
haben (Ausgabe vom Montag). Es sei 
allerdings noch offen, ob und wie für 
einen zweiten Weihbischof entschie-

den werde. In seinem Schreiben stellt 
sich Vitus Huonder aber klar hinter 
Martin Grichting: «Er hat unter Be-
weis gestellt, dass er teamfähig und 
kompetent ist.» 

Das Vorgehen seiner Kritiker ver-
urteilt der Bischof. Er wirft ihnen vor, 
mit gezielten Indiskretionen von Vor-
gängen, die dem sogenannten päpstli-
chen Geheimnis unterliegen, über die 
Medien Druck auszuüben. «Ich möch-
te zwar niemandem schlechte Absich-
ten unterstellen», schreibt Huonder. 
«Im Ergebnis erlebe ich es jedoch lei-
der immer wieder, dass ich daran ge-
hindert werde, die mir übertragene 
Aufgabe des Leitens auszuüben.»

Für den Oberländer Dekan Vitus 
Schmid es ist hingegen der Bischof, 
der noch grösseren Druck ausübe – 
und zwar durch sein «Verharren auf 
unakzeptablen Weihbischofskandida-
ten auf die Seelsorgenden und Laien 
unseres ganzen Bistums».  l�OLIVER GRAF

Streit in der Kirche spitzt sich zu
Es rumort gewaltig in der katholischen Kirche. Bischof Vitus  
Huonder, der in einem Brief seine Kritiker scharf angegriffen 
hat, wird vom Dekan des Zürcher Oberlandes zum Rücktritt 
aufgefordert. Weitere Kirchenvertreter geben sich enttäuscht. 

Der Bischof kritisiert seine Kriti-
ker in scharfen Worten. Ein Dekan 
fordert daraufhin dessen Rücktritt. 
Ausgelöst worden ist dieser aktuel-
le Streit in der katholischen Kirche 
indirekt durch Martin Grichting. Er 
soll, so die Vermutung, auf Wunsch 
von Bischof Vitus Huonder als zwei-
ter Weihbischof für das Bistum Chur 
eingesetzt werden.

Den Zürcher Dekanen und der Bi-
berbrugger Konferenz (Zusammen-
schluss der staatskirchenrechtlichen 

Organisationen) ist Martin Grichting 
auf einer zu konservativen Linie.

Der Zürcher Theologe stand be-
reits einmal vor einer Karriere. Sie 
endete abrupt, als der damalige Bi-
schof Wolfgang Haas im Dezember 
1997 vom Papst ins neu gegründe-
te Bistum Vaduz befördert wurde. 
In der Amtszeit von Amedée Grab 
spielte Grichting keine wesentliche 
Rolle. Unter Bischof Vitus Huonder 
stieg der heute 43-Jährige zum Bi-
schofsvikar und später zum General-

vikar auf. Er gilt damit als einer der 
engsten Vertrauten des Bischofs.

In seiner Dissertation charakteri-
siert Martin Grichting die Strukturen 
der Zürcher Landeskirche als «Ge-
gen- oder Nebenkirche», die vom 
Staat aufgezwungen wurde. Der Bi-
schof könne unter diesen Strukturen 
sein Amt nicht richtig ausüben, des-
sen Rolle werde erheblich relativiert 
und entspreche in etwa nur jener 
eines geduldeten, aber machtlosen 
«konstitutionellen Monarchen».  (og)

Er steht im Zentrum: Doch wer ist Martin Grichting?

SP-Kantonsrat 
Thomas Hardegger 
fordert Fehr heraus
Konkurrenz für Mario Fehr: 
Auch der Rümlanger Gemein-
depräsident möchte Nach-
folger von Markus Notter im 
Regierungsrat werden. Oder 
steigen gar beide ins Rennen?

rümlang – Über-
raschung aus dem 
Unterland: Gestern 
hat die SP Rümlang 
Thomas Hardegger 
(Bild) lanciert. So-
mit müssen sich die 
SP-Delegierten am 
28.  September ent-
scheiden, ob sie Nationalrat Mario 
Fehr oder Hardegger zusammen mit 
Bildungsdirektorin Regine Aeppli in 
den Wahlkampf um Regierungssitze 
schicken. Denkbar ist auch, dass alle 
drei nominiert werden. Dann nämlich, 
wenn die SP eine offensive Strategie 
wählt und zusammen mit den Grünen 
die Mehrheit im siebenköpfigen Regie-
rungsrat anpeilt. Ausgerechnet Hardeg-
ger hat sich bereits für diese Variante 
ausgesprochen, sich damit bei der Par-
teileitung aber nicht beliebt gemacht 
(Ausgabe vom 10. 8.). Gestern sagte er 
auf Anfrage, er stehe für beide Varian-
ten zur Verfügung. Ein Viererticket sei 
ausserdem auch in der Version 2 SP, 
1 Grüner, 1 EVP denkbar. Hardegger 
wünscht sich eine «angriffige SP, die 
Verantwortung übernimmt», schiebt er 
vieldeutig nach. Der 54-Jährige ist seit 
2001 Kantonsrat und seit 2006 Gemein-
depräsident von Rümlang.  (pu)

Ab Montag liegt das 
SIL-Objektblatt auf
Zürich – Bald kann sich jedermann 
offiziell zu den Plänen für die Ent-
wicklung des Flughafens Zürich äus-
sern. Vom 23. August bis 29. Oktober 
wird das Objektblatt des Sachplans In-
frastruktur der Luftfahrt (SIL) in ver-
schiedenen Verwaltungsstellen und auf  
www.sil-zuerich.admin.ch öffentlich 
aufgelegt, wie der Ausschreibung im 
Bundesblatt von gestern zu entneh-
men ist. Das Bundesamt für Zivilluft-
fahrt (Bazl) nimmt die schriftlichen 
Meinungen dazu entgegen. 

In den letzten Jahren wurde das 
Objektblatt in einem aufwendigen 
Prozess erarbeitet. Es legt den gene-
rellen Rahmen für die bauliche und 
betriebliche Entwicklung des Flugha-
fens fest. Für die Behörden aller Stu-
fen hat es rechtliche Verbindlichkeit. 
Nach der öffentlichen Mitwirkung und 
der Anhörung der Behörden wird das 
Objektblatt durch den Bundesrat ver-
abschiedet. Grundlage ist der Bericht, 
der die Ergebnisse des SIL-Koordina-
tionsprozesses mit Bund, Kantonen, 
Gemeinden und den Playern der Luft-
fahrt zusammenfasst. Im Objektblatt 
verblieben drei verschiedene Varian-
ten für Flugregimes, unter anderen 
jene, die den Osten des Flughafens 
viel stärker belasten würde.  (sda/red)

Frauenparkplätze 
verschwinden
Zürich – Speziell gekennzeichnete 
Frauenparkplätze sind in Zürich bald 
Geschichte. Mit den Sanierungen sei-
en die Parkhäuser so konzipiert, dass 
sie für alle Benutzer(innen) sicherer 
und übersichtlicher seien, heisst es 
bei der Parking Zürich AG. Von den 
zehn öffentlichen Parkhäusern seien 
acht bereits saniert, sagte Parking-Zü-
rich-CEO Marcel Müller zu einer Mel-
dung von Radio 1. Die beiden letzten – 
Feldegg und Hohe Promenade – folg-
ten demnächst. Im sanierten Parkhaus 
Urania gebe es bereits keine Frauen-
parkplätze mehr. Heute gestalte man 
Parkhäuser ganz anders als früher, als 
man einfach «ein Loch grub» und dort 
Autos abstellte, sagt Müller.  (sda)


